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Kaum sind wir ins Jahr gestartet, haben 
unzählige Buchführungen und Jahres-
rechnungen geprüft, schon blicken wir 
nach einem prächtigen Sommer wieder 
dem Jahresende entgegen. Geniessen 
wir den Herbst, nutzen wir aber gleichzei-
tig die Chancen, die Weichen für das Jahr 
2023 zu stellen. Wer im Herbst umsichtig 
plant, kann Steuern sparen. 

Auf privater Basis gilt es zu prüfen, ob die 
Einlagen in die Säule 3a im gewünschten 
Ausmass vorgenommen wurden und ob 
eine Einmaleinlage in die zweite Säule 
Sinn macht – Sie sparen Steuern und er-
höhen die Altersvorsorge. Auch ein gut 
geplanter Liegenschaftsaufwand (Pau-
schale versus effektive Abrechnung) hilft 
zur Steueroptimierung. Liegenschaftsbe-
sitzer tun gut daran, bei Mietobjekten das 
Thema der stark steigenden Nebenkos-
ten rechtzeitig anzugehen. Steht allenfalls 
eine (Früh-)Pensionierung an? Planen Sie 
rechtzeitig, sei es mit AHV-Rentenanmel-
dung, Wahl des BVG-Bezuges (Rente 
oder Kapital, Zeitpunkt) und Prüfung von 
allfälligen persönlichen AHV-Beiträgen 
wenn noch nicht beide Ehegatten das 
Pensionsalter erreicht haben. Im Hinblick 
auf die Änderungen im Erbrecht sind auch 
entsprechende Verträge zu redigieren.

Auch für Juristische Personen bleibt 
Raum für die Gestaltung und Steueropti-
mierung. Ein verlässliches Budget hilft 

bei der Planung. Ist allenfalls ein System-
wechsel bei der Mehrwertsteuer sinnvoll 
(Saldosteuer oder effektive Abrech-
nung?). Ist ein Bezug oder eine Einlage  
in die Arbeitgeberbeitragsreserven ange-
bracht? Passt die BVG-Lösung noch auf 
die aktuellen Mitarbeitenden? Die Ent-
wicklung der Fremdwährungskurse hat 
Einfluss auf die Finanzplanung, den 
Lager einkauf etc. Im Wissen um die aktu-
ell teilweise sehr langen Lieferfristen gilt 
es auch, die eigenen Verträge mit den 
Kunden zu prüfen. Können die Vertrags-
konditionen eingehalten werden? Wie 
können kurzfristige Preiserhöhungen auf 
der Einkaufseite an die Kunden weiterge-
geben werden? Und wie wird mit dem 
Fremdwährungsrisiko umgegangen?

Auch wenn dies nur Ausschnitte aus allen 
Planungsmöglichkeiten sind – trotz Herbst- 
gefühl ein bunter Strauss an Chancen. 

Verstärkung in unserem Team
Auch wir nutzen die Chancen zum Jahres-
ende und verstärken ab November unser 
Team mit zwei dipl. Wirtschaftsprüfern. 
Wir heissen Liliana Ienco und David Okle 
schon jetzt herzlich bei uns an der Schup-
pisstrasse 8 willkommen!

Das Rotmonten-Team wünscht Ihnen ei-
nen goldenen Herbst!

Der goldene Herbst und seine Chancen – oder gut 
geplant ist viel gespart



Wir behandeln in den folgenden drei Arti-
keln drei Stationen des Zusammen lebens 
bzw. der Auflösung einer Gemeinschaft 
durch Scheidung oder Tod, dies vor dem 
Hintergrund von per 01.07.2022 bzw. 
01.01.2023 in Kraft tretenden neuen ge-
setzlichen Bestimmungen:

Zusammenleben und Heirat
Zwei Partner unterschiedlichen oder 
gleichen Geschlechts können zusam-
menleben und ihr Rechtsverhältnis  
privatrechtlich vertraglich regeln («Kon-
kubinatsvertrag»). Der Staat kümmert 
sich um diese Rechtsverhältnisse im 
Prinzip nicht. Bei Auflösung dieser ver-
traglichen Rechtsverhältnisse mögen 
Streitigkeiten zwischen den Partnern 
entstehen, welche der Zivilrichter beur-
teilen muss.

Im Vorsorge- und Erbrecht sowie Erb-
schaftssteuerrecht kann die Stellung die-
ser Konkubinatspersonen prekär sein. 
Sie haben keinen gegenseitigen gesetzli-
chen Erbanspruch und gelten je nach 
kantonalem Erbschaftssteuerrecht als 
(maximal besteuerte) Dritte (allenfalls 
mit einem eher geringfügigen Steuerfrei-
betrag, so z.B. im Kanton Zürich mit  
CHF 50'000). Fortschrittlich sind da die 
Kantone Zug, Obwalden, Nidwalden, Uri 
und Graubünden, welche Konkubinate 
(unter gewissen Voraussetzungen) erb-
schaftssteuerlich wie Ehen besteuern. 
Wer diesem Problem aber gleich von 
vorneherein aus dem Weg gehen will, 
der zieht in den Kanton Schwyz, der 
überhaupt keine Erbschafts- und Schen-
kungssteuer  kennt. Direkter Grundbe-
sitz bleibt aber immer im jeweiligen Bele-
genheitskanton steuerpflichtig.

Das Recht stellt gewisse «Mustervorla-
gen» für das Zusammenleben zur Verfü-
gung.

Amtlich eingetragene (gleichge-
schlechtliche) Partnerschaften waren 
bisher möglich. Sie werden direktsteuer-

lich wie Ehen behandelt. Ab 01.07.2022 
können sie auf Antrag in Ehen umge-
wandelt werden. Damit stehen – im Ge-
gensatz zur eingetragenen Partner-
schaft – Möglichkeiten der erleichterten 
Einbürgerung, der Adoption und bei der 
Fortpflanzungsmedizin offen. Verheira-
teten Frauen wird der Zugang zur  
Samenspende in der Schweiz gewährt. 
Verboten bleibt die Eizellenspende und 
die Leihmutterschaft.

Ab 01.07.2022 können jedoch keine 
(gleichgeschlechtlichen) Partnerschaf-
ten mehr eingegangen werden. Dafür 
können die Partner heiraten oder ihre 
Partnerschaft in eine Ehe umwandeln. 
Dazu ist eine von einer zuständigen 
Amtsperson beglaubigte Umwandlungs-
erklärung notwendig, die persönlich auf 
jedem Zivilstandsamt in der Schweiz  
abgegeben werden kann. Ohne Um-
wandlung in eine Ehe bestehen bis zum 
01.07.2022 eingetragene Partnerschaf-
ten unverändert weiter.

Wer heiratet (bzw. in eigetragener Part-
nerschaft lebt), untersteht der Ehegat-
tenbesteuerung («Heiratsstrafe»). Die 
Ehegatten können einen Ehevertrag ab-
schliessen und einen der drei vom  
Gesetz zur Verfügung gestellten Güter-
stände wählen (Errungenschaftsbeteili-
gung, Gütertrennung, Gütergemein-
schaft) und die Vorschlagsaufteilung re-
geln. Auf die Ehegattenbesteuerung 
ist der gewählte Güterstand jedoch 
ohne Einfluss. Ob künftig irgendeine 
Form der zivilstandsunabhängigen Indi-
vidualbesteuerung realisiert wird ist  
derzeit völlig offen.

AHV-rechtlich können sich nicht er-
werbstätige Ehepartner oder Partner ei-
ner eingetragenen Partnerschaft von der 
Beitragspflicht befreien lassen, wenn 
der andere Partner AHV-Beiträge von 
mindestens CHF 1'066 p.a. entrichtet.

Zusammenleben und Heirat, Scheidung und neues 
Erbrecht



Ehescheidung/Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft
In der Schweiz werden rund 40% der 
Ehen wieder geschieden. Auch eingetra-
gene Partnerschaften können auf Be-
gehren gerichtlich wieder aufgelöst wer-
den. Die getroffene Wahl bezüglich des  
Güterstandes hat in der Praxis Einfluss 
auf die Komplexität des Scheidungsver-
fahrens.

Auf den 01.01.2023 tritt das neue Erb-
recht – ohne Übergangsbestimmungen 
– in Kraft. Mit Einleitung eines Schei-
dungsverfahrens entfällt neu der erb-
rechtliche Pflichtteilsschutz als Ehepart-
ner. (Analoges gilt für die Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft). Bis zur 
rechtsgültigen Scheidung bleibt man 
zwar verheiratet und erbt, jedoch eben 
ohne Pflichtteilsschutz. Mit einem ein-
fachen Testament ist daher eine «Enter-
bung» möglich. Man muss dies aber 
tun, sonst bleibt der «Scheidungspart-
ner» erbberechtigter Ehegatte bis zur 
Rechtskraft der Scheidung. Bis dato wa-
ren langwierige Scheidungsverfahren 
zwecks «Sicherung» von Erbanwart-
schaften leider nicht selten.

Konkubinate können nicht geschieden 
werden. Aber je nach Konkubinatsver-
trag bestehen rechtliche Ansprüche 
bzw. Verpflichtungen. Allenfalls sind 
Vorsorgeansprüche im Rahmen einer 
Begünstigungsanordnung eingeräumt 
worden, die zu bereinigen wären. Allen-
falls ist in einer letztwilligen Verfügung 
ein Konkubinatspartner (im Rahmen der 
frei verfügbaren Quote) begünstigt wor-
den. Einen Pflichtteils anspruch hat ein 
Konkubinatspartner nicht – auch nicht ei-
nen Anspruch auf eine Unterhaltsrente 
zu Lasten des Nachlasses. Gegenüber 
Vorsorgeeinrichtungen können je nach 
Reglement Konkubinatspartner regist-
riert werden und erhalten (in der Regel 
nach fünf jähriger Partnerschaft) eine Vor-
sorgeleistung. Allenfalls empfiehlt sich 
der Abschluss einer Todesfallrisikover-
sicherung zu Gunsten des Konkubi-
natspartners, der damit einen direkten 

Anspruch gegen die Versicherungsge-
sellschaft erhält.

Im Falle einer Ehescheidung werden  
die Pensionskassenguthaben unter 
den Ehegatten/eingetragenen Partnern 
hälftig aufgeteilt. Bei Konkubinatspaa-
ren gibt es diese Möglichkeit nicht. So-
mit muss jeder Konkubinatspartner für 
sich eine ausreichende Altersvorsorge 
einrichten.

Ansprüche aus gebundener Selbstvor-
sorge (2. Säule) fallen nicht in den Nach-
lass, sondern dem Begünstigten direkt 
zu. Der Pflichtteilsberechnungsmasse 
werden die Ansprüche aus gebundener 
Selbstvorsorge (inkl. Säule 3a) dennoch 
hinzugerechnet und unterliegen damit 
der Herabsetzungsklage nach Art. 529 
ZGB. Bei einer Bankenlösung erfolgt die 
Hinzurechnung zum vollen Wert, wohin-
gegen bei Versicherungslösungen ledig-
lich der Rückkaufswert hinzugerechnet 
wird. 

Eingetragene Partnerschaften werden 
den Ehen weitgehend gleichgestellt. 
Eingetragene Partner bezahlen keine 
Erbschafts- oder Schenkungssteuern, 
wenn Ehegatten diesbezüglich freige-
stellt sind. Sie erhalten von Gesetzes 
wegen die Hälfte des Nachlasses des 
verstorbenen Partners (und in Konkur-
renz mit Eltern oder Geschwistern drei 
Viertel).

Bei eingetragenen Partnerschaften gilt 
der individuelle Vermögensvertrag, mit 
welchem dem überlebenden Partner 
das ganze gemeinsame Vermögen zuge-
wiesen werden kann. Bei Umwandlung 
der eingetragenen Partnerschaft in eine 
Ehe wird der Abschluss eines Ehever-
trags angebracht sein.



Neues Pflichtteilsrecht – Handlungsbedarf in der 
Nachlassplanung

Die neuen Bestimmungen zum Pflichtteils-
recht finden auf alle Nachlässe der nach 
dem 31.12.2022 verstorbenen Erblasser An-
wendung, unabhängig vom Datum ihres 
Testaments oder ihres Erbvertrages. Die 
Änderungen im neuen Erbrecht bringen 
mehr Flexibilität in der Nachlassplanung mit. 
Im Folgenden wird auf die höhere Verfü-
gungsfreiheit und den damit zusammenhän-
genden Handlungsbedarf eingegangen.

Mehr Verfügungsfreiheit
Mit dem neuen Pflichtteilsrecht kommt es zu 
zwei Anpassungen, welche die verfügbare 
Quote des Erblassers und damit seinen Spiel-

raum bei der Planung des Nachlasses erhö-
hen. Die Pflichtteile der Nachkommen wer-
den reduziert und die Pflichtteile der Eltern 
fallen ganz weg.
An der gesetzlichen Erbfolge, die zur Anwen-
dung kommt, wenn der Erblasser keine Dis-
positionen trifft, wird nichts verändert.
Hinterlässt der Erblasser keine Nachkommen, 
erben nach wie vor die Eltern (gegebenenfalls 
zusammen mit dem Ehegatten). Grösser wird 
gegenüber dem bisherigen Recht lediglich die 
frei verfügbare Quote. Über diese kann neu zu 
Lasten des Pflichtteils der Eltern verfügt wer-
den. Voraussetzung ist jedoch, dass der Erb-
lasser seinen Willen im Testament festhält. 
Der Pflichtteil der Nachkommen bleibt beste-
hen. Er wird jedoch auf ½ des Erbanspruches 
reduziert (bisher ¾). Gleich bleibt der Pflicht-
teil der Ehegatten. Dieser beträgt weiterhin  

½ des gesetzlichen Anspruchs. Erbt der über-
lebende Ehegatte zusammen mit Kindern des 
Erblassers beträgt die freie Quote neu ½ des 
Nachlasses. 
Beim häufigen Fall, dass dem überlebenden 
Ehegatten die Nutzniessung an dem den 
Nachkommen zufallenden Teil der Erbschaft 
nach Art. 473 ZGB eingeräumt wird, beträgt 
die frei verfügbare Quote damit ½, die dem 
überlebenden Ehegatten zusätzlich zugewen-
det werden kann.

Handlungsbedarf
Das revidierte Erbrecht kennt keine Über-
gangsbestimmungen. Es kommt für Erbfälle 

ab dem 01.01.2023 ausnahmslos zur Anwen-
dung. Wer in einem Testament Bezug auf die 
Pflichtteile genommen hat, sollte überprüfen, 
ob er damit nur den aktuellen Pflichtteil oder 
den zukünftigen (kleineren) Pflichtteil meinte. 
Gegebenenfalls ist dies zu präzisieren und 
das Testament ist mit einer entsprechenden 
Information zu ergänzen. Ohne entsprechen-
de Vorkehrungen gilt der neue Pflichtteil. 

Erbverträge
Zu überprüfen sind auch allfällige bestehende 
Erbverträge. Neu können Zuwendungen des 
Erblassers zu Lebzeiten oder auf seinen Tod 
hin, die mit einem bestehenden Erbvertrag 
nicht vereinbar sind oder im Erbvertrag nicht 
vorbehalten worden sind, vom Vertragspart-
ner angefochten werden. Davon ausgenom-
men sind Gelegenheitsgeschenke.


